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Antrag 

der Abgeordneten Annelie Buntenbach, Marieluise Beck (Bremen), Andrea Fischer 
(Berlin), Matthias Berninger, Rita Grießhaber, Monika Knoche, Marina Steindor, 
irmingard Schewe-Gerigk und der Fraktion BÜNDNiS 90/DiE GRÜNEN 


Arbeite- und soziairechtlicher Schutz für abhängige Seibständige 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Bundesregierung hat die Herausforderung, die sich durch die 
zunehmende Ausdifferenzierung der Arbeitsverhältnisse ergibt, 
nicht angenommen. Obwohl sie mit ihrer Deregulierungspolitik 
zur zunehmenden Auflösung des Normalarbeitsverhältnisses 
beiträgt, entzieht sie sich ihrer sozialstaatlichen Verantwortung, 
indem sie sich den notwendigen arbeits- und sozialrechtlichen Re- 
formen verweigert, die den Veränderungen der Arbeitswelt Rech- 
nung tragen. Statt die veränderten Erwerbsbiographien mit wech- 
selnden Lebens- und Arbeitsphasen abzusichern, nimmt die 
Bundesregierung bewußt in Kauf, daß immer mehr Menschen ohne 
sozialen Schutz leben müssen. 

Die Konsequenz dieser gesetzgeberischen Abstinenz und der ver- 
fehlten Arbeitsmarktpolitik ist die Erosion der sozialen Sicherung, 
die zunehmende Ausgrenzung von Personen aus den sozial- und 
arbeitsrechtlichen Schutzsystemen einerseits, die Aushöhlung der 
Sozialversicherungen durch den immer kleiner werdenden Kreis 
von Beitragszahlern andererseits. 

Insgesamt hat sich in den letzten Jahren die Erwerbstätigkeit so 
verändert, daß die Struktur der sozialen Sicherungssysteme und 
des Arbeitsrechts allzu oft der Art und Weise, wie Arbeit organi- 
siert wird, nicht mehr entspricht. Die zunehmende räumliche und 
organisatorische Auflösung betrieblicher Strukturen sowie die da- 
mit verbundenen Veränderungen der Erwerbsverhältnisse lassen 
den Betriebsbegriff und die Definition der nichtselbständigen 
Arbeit als Bezugs- und Ausgangspunkte arbeits- und sozialrecht- 
licher Regulierung fragwürdig erscheinen. 

Um die Lücken zu schließen, durch die immer mehr Menschen aus 
den Sicherungssystemen herausfallen, ist eine Re-Regulierung 
statt weiterer Deregulierung erforderlich. Arbeitsrechtlicher 
Schutz und soziale Sicherung sind notwendig. Für die meisten 
Menschen bedeutet die Existenz der Solidarversicherungeri nach 
wie vor ein Stück Freiheit, nämlich Freiheit von existentiellen Äng- 
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sten vor Risiken wie Krankheit, Arbeitslosigkeit, Pflege, die sie 
allein nicht abfangen können. Die Funktionsfähigkeit dieser 
Schutzsysteme ist jedoch nur zu erhalten, wenn sie insgesamt auf 
eine möglichst breite Basis gestellt wird. 

Vor dem Hintergrund der anhaltenden Massenarbeitslosigkeit, die 
mit 4,7 Millionen registrierten Arbeitslosen einen neuen Höchst- 
stand erreicht hat, haben atypische Beschäftigungsverhältnisse 
längst ein sozialpolitisch bedeutsames Ausmaß erreicht. Die von 
der Bundesregierung betriebene sozialstaatliche Deregulierung, 
betriebliche Rationalisierungspolitik und veränderte Erwerbsin- 
teressen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern führen zu ei- 
ner immer weiteren Ausdifferenzierung von Arbeitsverhältnissen. 
Am Leitbild des sog. Normalarbeitsverhältnisses orientierte Ar- 
beitsformen sind für zunehmend mehr Beschäftigtengruppen 
weder Realität noch ihren Lebensbedingungen angemessen. Frei- 
willige oder erzwungene Brüche und Sprünge in der Erwerbs- 
biographie, sich abwechselnde Erwerbsphasen zwischen Perioden 
abhängiger Beschäftigung, Selbständigkeit, Scheinselbständig- 
keit, Vollzeitarbeit, Teilzeitarbeit; Familienphasen, Qualifizie- 
rungsperioden und Arbeitslosigkeit prägen mehr und mehr die 
neue Normalität. 

Besorgniserregend ist dabei insbesondere der rapide Anstieg der- 
jenigen Erwerbsarbeitsplätze, für die kein ausreichender arbeits- 
und sozialrechtlicher Schutz mehr besteht. Bei diskontinuierlichen 
Erwerbsverläufen erweist sich das am Ideal des homogenen Voll- 
zeit-Normalarbeitsverhältnis orientierte Arbeits- und Sozialrecht 
zunehmend als unzureichend, insbesondere für Frauen. Gleich- 
zeitig ist auf Arbeitgeberseite die starke Tendenz festzustellen, mit 
immer geschickteren Methoden und Konstruktionen die Sozial- 
versicherungspflicht zu umgehen. Dies zeigt sich in der steigen- 
den Zahl ungesicherter und prekärer Beschäftigungsverhältnisse 
im Billiglohnbereich und in der Grauzone zwischen selbständiger 
und nichtselbständiger Arbeit, der sog. Scheinselbständigkeit. 
Nach jüngsten Berechnungen des Instituts für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung sind insgesamt fast eine Million Erwerbstätige im 
Haupterwerb und etwa 1,5 Millionen im Nebenerwerb in der 
Grauzone zwischen den arbeits- und sozialrechtlichen Kategorien 
Beschäftigung und Selbständigkeit angesiedelt. Dabei ist auch 
hier, wie bereits im Bereich der geringfügigen Beschäftigung, ein 
überproportionaler Frauenanteil festzustellen. 

Bei den sog. Scheinselbständigen handelt es sich um Erwerbstäti- 
ge, die, wenngleich sie formale Merkmale der Selbständigkeit auf- 
weisen, nach der tatsächlichen Situation jedoch eher den abhän- 
gig Beschäftigten zugeordnet werden müssen, weil sie faktisch wie 
diese arbeiten und sich hinsichtlich ihres sozialen Schutzbedürf- 
nisses nicht von ihnen unterscheiden. 

Scheinselbständige sind demnach Erwerbstätige, die formal als 
Selbständige behandelt werden, deren Tätigkeit aber der eines Ar- 
beitnehmers so nahesteht, daß sie sozial- und arbeitsrechtlich wie 
Arbeitnehmer zu behandeln wären. 

Scheinselbständigkeit findet sich inzwischen branchenübergrei- 
fend in fast allen Wirtschaftsbereichen. Der Phantasie der auf- 
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traggebenden Unternehmen sind dabei kaum Grenzen gesetzt. 
Zunehmend erledigen Fremdfirmen, Subunternehmen, Freie Mit- 
arbeiter usw. die betriebliche Arbeit. In einigen Fällen beschäfti- 
gen bereits Scheinselbständige Scheinselbständige als Sub-Sub- 
Unternehmer. 

Angesichts der anhaltenden Massenarbeitslosigkeit auf höchstem 
Niveau, der im Rahmen des sog. Sparpakets der Bundesregierung 
erfolgten Kürzungen sozialstaatlicher Leistungen bzw. des er- 
schwerten Zugangs sehen sich Arbeitnehmerinnen und Arbeit- 
nehmer zunehmend gezwungen, mangels alternativer Beschäfti- 
gungsmöglichkeiten eine Erwerbstätigkeit in der Grauzone 
aufzunehmen. Für andere bedeuten die flexiblen Arbeitsmöglich- 
keiten eine Gelegenheit bzw. Notwendigkeit zur besseren Ver- 
einbarkeit von Erwerbstätigkeit und persönlicher Lebenslage, 
trotz der fehlenden Absicherung. Wieder andere ergreifen die ver- 
meintliche Chance, wenn der Arbeitgeber den Wegfall von Ar- 
beitsplätzen ankündigt und gleichzeitig das „Angebot" macht, die 
Arbeit zukünftig auf formal selbständiger Basis fortsetzen zu kön- 
nen. 

Unternehmen setzen mit Managementkonzepten wie Lean Pro- 
duction und Outsourcing immer weniger auf festangestellte Mit- 
arbeiterinnen und Mitarbeiter. Die Übertragung von betrieblichen 
Teilfunktionen auf Dritte führt zur Reduzierung von Stammbeleg- 
schaften und zum weiteren Abbau von sozial- und arbeitsrechtlich 
abgesicherten Arbeitsplätzen. 

Unternehmen als große, kompakte, vertikal und horizontal durch- 
strukturierte Gebilde mit festangestellten Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern verschwinden allmählich, nicht zuletzt auch durch 
die Nutzung der neuen Informations- und Kommunikationstech- 
nologien, wie z. B. im Bereich Telearbeit. 

Auf seiten der Unternehmen werden beträchtliche Wettbewerbs- 
vorteile durch Risikoexternalisierung realisiert. Sie haben sich Bin- 
dungen und Schutz Vorschriften des Arbeits- und Sozialrechts ent- 
ledigt, können tarifliche Entgelte problemlos unterschreiten, 
sparen die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall, die Kosten für Wei- 
terbildung, brauchen keinen Urlaub mehr zu gewähren, weder 
Mutter- noch Kündigungsschutz einzuhalten und zahlen keine So- 
zialversicherungsabgaben mehr. Gleichzeitig wird so der Abbau 
der betrieblichen Mitbestimmung durch Unterschreiten bestimm- 
ter Mindestgrenzen nach dem Betriebsverfassungsgesetz erleich- 
tert. Zumindest läßt sich mit der tatsächlichen oder drohenden Aus- 
lagerung bzw. dem Einsatz von Scheinselbständigen trefflich 
Politik machen, um eine erhöhte Konzessionsbereitschaft der im 
Betrieb Verbliebenen und ihrer Interessenvertretungen zu errei- 
chen. Eine solche Praxis verschiebt die Kräfteverhältnisse und 
stärkt einseitig die Arbeitgeberseite mit der Folge eines gravie- 
renden Demokratiedefizits. 

Gleichzeitig hat der oft illegale Einsatz von Scheinselbständigen 
erhebliche Wettbewerbsverzerrungen zur Folge, indem der Druck 
auf diejenigen Unternehmen erhöht wird, die an legalen und re- 
gulären Beschäftigungsverhältnissen festhalten. 
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Zwar gibt es zweifelsohne auch Scheinselbständige, die ein ver- 
gleichsweise höheres Einkommen erreichen und entsprechend zu 
einer eigenständigen Risikovorsorge in der Lage sind. Verschie- 
denen Untersuchungen zufolge trifft dies jedoch nur für eine Min- 
derheit zu, für die Mehrheit fällt die individuelle Risikoabsiche- 
rung zumeist gering aus. Mangels ausreichender Absicherung im 
Krankheitsfall und Anspruch auf Lohnersatzleistungen und Rente 
bleibt in vielen Fällen nur noch der Bezug von Sozialhilfe, um die 
sonst durch die Sozialversicherungen abgefederten Risiken in 
meist kaum ausreichender Form noch als letztes Netz abzufangen. 

Die finanziellen Folgen werden somit zunächst auf die Betroffe- 
nen, letztlich aber auf die Allgemeinheit, insbesondere die Kom- 
munen, abgewälzt. Daneben entgehen den Sozialversicherungen 
nach eigenen Schätzungen im Bereich dieser Beschäftigung Bei- 
tragseinnahmen in Höhe von 10 Mrd. DM jährlich. 

Aber auch für diejenigen, die zu Recht als Selbständige bezeich- 
net werden, haben sich vor dem Hintergrund der anhaltenden 
Massenarbeitslosigkeit die Bedingungen verändert. Dies um so 
mehr, da die Entscheidung für die Selbständigkeit zunehmend 
eher aus der Not geboren, denn der Option eines größeren, ei- 
genständigen Handlungsspielraums und eines höheren Einkom- 
mens wegen erfolgt. Selbst wenn nach geltendem Recht die Kri- 
terien für Selbständigkeit vorliegen, ist fraglich, worin in solchen 
Fällen, bei denen der eigenständige Gestaltungsspielraum ge- 
genüber einem Auftraggeber oder mehreren Auftraggebern nur 
sehr gering ausfällt, tatsächlich die Selbständigkeit besteht. Selb- 
ständige mit einer derartigen Abhängigkeit tragen zwar alle 
unternehmerischen Risiken, können aber unternehmerische 
Chancen nicht realisieren. Dies um so weniger, als mit dieser Ab- 
hängigkeit oft ein relativ geringer Verdienst korrespondiert, der 
die erforderlichen Dispositionsspielräume für unternehmerische 
Entscheidungen gar nicht eröffnet. 

11. Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf, 

die arbeits- und sozialrechtlichen Schutzsysteme weiterzuent- 
wickeln, um durch die zukunftsfähige Gestaltung ordnungspoliti- 
scher Rahmenbedingungen der Ausdifferenzierung der Arbeits- 
verhältnisse Rechnung zu tragen. 

Insbesondere soll die Bundesregierung 

1. die Kontrollmechanismen im geltenden Recht überprüfen und 
vor dem Hintergrund der praktischen Erfahrungen die Defizi- 
te ausräumen. 

Allein die Studie des Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsfor- 
schung hat gezeigt, daß bei Hunderttausenden von Fällen der 
Scheinselbständigkeit geltendes Recht mißachtet wird, da hier 
in Wirklichkeit reguläre Arbeitsverhältnisse vorliegen, für die 
folglich Beiträge zu den verschiedenen Zweigen der Sozial- 
versicherungen zu entrichten wären. All diese Fälle können so- 
mit schlicht als Varianten der Schwarzarbeit bezeichnet wer- 
den. Durch diese illegale Praxis werden nach Berechnungen 
der Sozialversicherungsträger den entsprechenden Kassen 
jährlich Beiträge bis zu 10 Mrd. DM entzogen. Ohne die ent- 
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sprechenden Kontrollmechanismen, um die erwiesenen 
Lücken zu schließen, und die effiziente Durchsetzung gelten- 
den Rechts hat keine gesetzliche Regelung Aussicht auf Erfolg; 

2. das Sozialrecht durch die Veränderung des § 7 des Vierten Bu- 
ches Sozialgesetzbuch (SGB IV) so weiterentwickeln, daß auch 
Erwerbstätige erfaßt werden, die bisher formal als Selbständi- 
ge behandelt werden, deren Tätigkeit aber der eines abhän- 
gig beschäftigten Arbeitnehmers entspricht. Hierzu sind Merk- 
male nichtselbständiger Arbeit einzuführen, die insbesondere 
Aspekte der wirtschaftlichen Abhängigkeit umfassen, wie z. B. 
keine eigene Unternehmensorganisation, die unabhängig von 
einem anderen Unternehmen Betriebsfähigkeit besitzt, kein ei- 
genes Betriebskapital, kein unternehmerisches Auftreten am 
Markt. Gleichzeitig ist eine Beweislastumkehr einzuführen, 
wonach bei Vorliegen einer Mindestanzahl von Merkmalen wi- 
derlegbar vermutet wird, daß ein Beschäftigungsverhältnis be- 
steht. 

Zentraler Dreh- und Angelpunkt der sozialen Sicherungs- 
systeme ist nach §7 SGB IV die Beschäftigung, die nicht- 
selbständige Arbeit. Diese führt demgemäß in der Regel zur 
Pflichtversicherung in den verschiedenen Versicherungszwei- 
gen. Mit der Änderung von § 7 SGB IV wird die nichtselbst- 
ändige Arbeit neu definiert, um künftig auch diejenigen in den 
sozialrechtlichen Schutz miteinzubeziehen, die nur der Form 
nach selbständig sind. Damit wird das bestehende Recht kon- 
kretisiert. 

Diese - auch im Gesetzesantrag der Länder Hessen und Nord- 
rhein-Westfalen zur Bekämpfung der Scheinselbständigkeit - 
vorgeschlagene Neudefinition der nichtselbständigen Arbeit 
ist, als kurzfristige Gegenmaßnahme, ein sinnvoller sozialver- 
sicherungsrechtlicher Lösungsansatz. Mittelfristig ist jedoch 
eine umfassende Klärung des Arbeitnehmerbegriffs erforder- 
lich, der auch die arbeitsrechtlichen Aspekte mitberücksich- 
tigt; 

3. eine einheitliche Neudefinition des Arbeitnehmerbegriffs vor- 
nehmen, die das bestehende Recht weiterentwickelt, indem 
sie dem Wandel der Arbeits- und Erwerbsverhältnisse Rech- 
nung trägt, und die in den einschlägigen Gesetzen, wie z. B. 
Betriebsverfassungsgesetz, Heimarbeitsgesetz, Sozialgesetz- 
buch, Eingang findet. 

Eine umfassende Klärung des Arbeitnehmerbegriffs ist sowohl 
aus sozialrechtlichen als auch aus arbeitsrechtlichen Gründen 
dringend erforderlich. Die Schutzziele des Arbeitsrechts und 
des Sozialrechts decken sich nur teilweise. Unterschiedliche 
Begrifflichkeiten, Definitionen und Abgrenzungsmerkmale in 
den verschiedenen arbeits- und sozialrechtlichen Vorschriften 
und Einzelgesetzen führen zu einer nicht unerheblichen 
Rechtsunsicherheit, die es Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
erschwert, ihre Rechte und Pflichten in Arbeits- und Erwerbs- 
verhältnissen zu erkennen und wahrzunehmen. Außerdem 
eröffnen die Uneinheitlichkeit und Unschärfe mancher ge- 
setzlicher Bestimmungen eine Vielzahl von Möglichkeiten, 
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sich den arbeits- und sozialrechtlichen Pflichten zu entziehen. 
Mangels klarer und einheitlicher gesetzlicher Definitionen 
werden daher zunehmend die Gerichte bemüht, denen damit 
in manchen Bereichen die Aufgabe der Fortentwicklung des 
Rechts zufällt, was letztlich Richterrecht bedeutet. 

Die tiefgreifenden strukturellen Veränderungen der Arbeits- 
welt durch Massenarbeitslosigkeit, veränderter Erwerbsstruk- 
turen und -interessen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mern sowie neuere Unternehmens- und Betriebskonzepte 
unterminieren tendenziell bzw. verhindern für formal Selb- 
ständige vollständig arbeitsrechtliche und tarif rechtliche An- 
sprüche. 

Ein neuer Arbeitnehmerbegriff und seine Verankerung im in- 
dividuellen und kollektiven Arbeitsrecht muß alle Beschäftig- 
ten, unabhängig vom formalen Status, und ihre jeweiligen In- 
teressenvertretungen in die Lage versetzen, ihre eigenen 
Interessen in der Gestaltung der Arbeitsbedingungen demo- 
kratisch geltend machen und auch durchsetzen zu können, 
gleich ob ihr Arbeitsplatz im Betrieb oder z.B. im virtuellen 
Büro hegt. Damit wird dem wachsenden Demokratiedefizit ent- 
gegengewirkt. 

Insbesondere für das Arbeitsrecht ist eine eindeutige Definiti- 
on seines Anwendungsbereichs, ein Arbeitnehmerbegriff , also 
konstitutionell; 

4. die Kodifizierung des Arbeits Vertragsrechts vornehmen, wie 
sie im Einigungsvertrag gefordert wird, bis heute allerdings 
noch nicht realisiert ist. 

In einem solchen Rahmen lassen sich sowohl die neue Defini- 
tion des Arbeitnehmerbegriffs sinnvoU verankern als auch eine 
Neubestimmung weiterer arbeitsrechtlicher Aspekte, z.B. des 
Haftungsrechts und des Arbeitsschutzes, fassen. Zu berück- 
sichtigen sind dabei auch Regelungen für die steigende Zahl 
der Fälle, in denen eine Arbeitnehmerin bzw. ein Arbeitneh- 
mer mehrere Arbeitgeber hat; 

5. die im deutschen Recht noch gebräuchliche, für die veränder- 
te Situation aber nicht mehr angemessene enge Fassung des 
Betriebsbegriffs weiterentwickeln zu einer Neufassung als Un- 
ternehmensbegriff, der sicherstellt, daß geltende arbeits-, so- 
zial- und tarifrechtüche Bestimmungen auch bei der Auslage- 
rung von Betriebsteilen weiterhin bestehen bleiben. 

Die Schutzbestimmungen, die bisher auf den Betrieb als tech- 
nische Organisationseinheit bezogen sind, lassen sich nur dann 
effektiver und effizienter verwirklichen, wenn sie auf die wirt- 
schaftliche Funktionseinheit Unternehmen bezogen werden, 
da somit auch z.B. Filialen und Niederlassungen ebenso wie 
virtuelle Büros und ausgelagerte Produktions- oder Verwal- 
tungseinheiten erfaßt werden. 

Die bisherige Betriebsbezogenheit muß also durch Bezug auf 
Unternehmen ersetzt werden, insbesondere um den betroffe- 
nen Beschäftigten eine angemessene Wahrnehmung ihrer In- 
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teressen und demokratischen Rechte im Betrieb zu ermögli- 
chen; 

6. die Basis für die Sozialversicherungen verbreitern, indem wei- 
tere Personenkreise einbezogen werden. 

Je dichter das Netz der sozialen Sicherung geknüpft ist und je 
mehr Menschen in diese Sozialversicherungen einbezogen 
sind, um so eher sind die solidarischen Absicherungen den im- 
mensen Anforderungen durch die Veränderung der Beschäfti- 
gungsstrukturen und individuellen Erwerbsbiographien ge- 
wachsen. Nicht die Lücken zu öffnen für die Flucht aus den 
Sozialversicherungen, sondern ihre angemesse Veränderung 
ist die Aufgabe der politischen Rahmensetzung. 

Geringfügig Beschäftigte müssen sofort mit in die Sozialversi- 
cherungspflicht einbezogen werden. Grundsätzlich ist der Ein- 
bezug aller Personengruppen zu prüfen - Abgeordnete, Mini- 
ster, Beamte, Selbständige. Bei Selbständigen besteht 
besonderer Handlungsbedarf, weil der Status der Selbstän- 
digkeit heute vielfach nicht mit einem Zugewinn von eigen- 
ständigen Handlungsoptionen einhergeht und von daher die- 
selbe Schutzwürdigkeit als gegeben angenommen werden 
muß wie bei Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern. Hier ist 
auch eine mögliche Einbeziehung analog zu den selbständi- 
gen Künstlern und Publizisten nach dem Künstlersozialver- 
sicherungsgesetz (KSVG) zu prüfen. Zu berücksichtigen sind 
dabei insbesondere auch Selbständige mit mehreren Auftrag- 
gebern, wie etwa in bestimmten Bereichen der Telearbeit. 

Versicherte mit höheren Einkommen sind entsprechend ihrer 
Leistungsfähigkeit an der solidarischen Finanzierung der So- 
zialversicherungen zu beteiligen. Hier muß als erster Schritt 
die Beitragsbemessungsgrenze der Kranken- und Pflegeversi- 
cherung dem entsprechenden höheren Niveau in der gesetzli- 
chen Arbeitslosen- und Rentenversicherung angeglichen wer- 
den. Die Versicherungspflichtgrenze ist unter Beachtung von 
Übergangsregelungen dementsprechend anzupassen. 

Bonn, den 15. April 1997 

Annelie Buntenbach 
Marieluise Beck (Bremen) 

Andrea Fischer (Berlin) 

Matthias Berninger 
Rita Grießhaber 
Monika Knoche 
Marina Steindor 
Irmingard Schewe-Gerigk 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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